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Stellungnahme des DGB zum Entwurf eines Mindestlohngesetzes für 
das Land Schleswig-Holstein (Landesmindestlohngesetz)  
 
Sehr geehrter Herr Vogt,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
der Wirtschaftsausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages hat den 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) um eine Stellungnahme zum Entwurf 
eines Mindestlohngesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Landesmin-
destlohngesetz) gebeten. Dieser Bitte kommt der DGB hiermit gerne nach.  
 
Diese Stellungnahme erfolgt ausdrücklich auch im Namen der ebenfalls zur 
Stellungnahme aufgeforderten DGB- Gewerkschaften ver.di und GEW.  
 
Der DGB begrüßt, dass die Fraktionen der Regierungskoalition ein Mindest-
lohngesetz für Schleswig-Holstein in den Landtag eingebracht haben. Dieses 
Vorgehen und die damit verbundene Zielsetzung finden ausdrücklich die Un-
terstützung des DGB und seiner Gewerkschaften.  
 
Mit einem eigenen Mindestlohngesetz würde Schleswig-Holstein als erstes 
Flächenland nach den Stadtstaaten Hamburg und Bremen eine bundesweite 
Vorreiterrolle einnehmen. Das Gesetz wäre ein Vorbild für andere Bundes-
länder und ein wichtiges Signal in der Auseinandersetzung um einen bun-
desweit für alle Beschäftigten geltenden Mindestlohn.  
 
Der nun vorgelegte Gesetzesentwurf orientiert sich weitestgehend an dem 
Gesetz über den Mindestlohn in der Freien und Hansestadt Hamburg. Das 
Hamburgische Gesetz verfügt jedoch über eine ausführliche Begründung. In 
dieser sind beispielsweise die Beteiligung der Sozialpartner und die Frage 
der Kriterien für die Anpassung des Mindestlohns geregelt. Auf diesen Um-
stand wird im Rahmen dieser Stellungnahme ausführlicher eingegangen.  
 
Unverzichtbar ist aus Sicht des DGB eine Synchronisierung des vorliegenden 
Gesetzesentwurfes mit dem bereits in diesem Jahr vom Landtag verabschie-
deten Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein.  
 
 

lt021
Textfeld

lt021
Schreibmaschinentext
Schleswig-Holsteinischer Landtag
            Umdruck 18/1420

lt021
Schreibmaschinentext



DeutscherDeutscherDeutscherDeutscher    

GeweGeweGeweGewerkrkrkrkschaftsbundschaftsbundschaftsbundschaftsbund    

    

28.06.13 
Seite 2    

 

Grundsätzliche Hinweise  
 
Der DGB geht grundsätzlich davon aus, dass für die Beschäftigten des Lan-
des und der rechtlich selbstständigen Bereiche, wie z.B. den Anstalten und 
Stiftungen des Landes, der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Län-
der (TV-L) und für die Beschäftigten der Kommunen der Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst für die Kommunen (TVöD–VKA) Anwendung findet. Diese 
Tarifverträge müssen die Untergrenze eines möglichen Entgeltes definieren.  
 
Die faktische Wirkung eines im Rahmen einer Selbstverpflichtung des Lan-
des festgelegten Mindestlohnes bleibt deswegen auf Bereiche beschränkt, 
die aus dem Geltungsbereich des TV-L und des TVöD–VKA herausfallen. In 
der Praxis wird dies vor allem Zuwendungsempfänger, einzelne öffentliche 
Unternehmen und Unternehmen mit Mehrheitsbeteiligungen der öffentlichen 
Hand betreffen. Neben der Festlegung eines Mindestlohnes durch ein Min-
destlohngesetz ist hier das Land gefordert, den Abschluss besserstellender 
Tarifverträge in seiner Rolle als Anteilseigner, Auftrags- oder Zuwendungs-
geber zu ermöglichen bzw. darauf hinzuwirken1.  
 
Die Orientierung der Höhe des Landesmindestlohns, der auch für den öffent-
lichen Dienst gelten soll, an der niedrigsten Entgeltgruppe des Tarifvertrages 
für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) ist am ehesten ein geeignetes 
Instrument, um Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen dem Gesetz und den 
bestehenden tariflichen Regelungen zu vermeiden.  
 
 
Bisher gegenüber dem Landtag formulierte Erwartungen des DGB  
 
Im Rahmen des Anhörungsverfahrens zum Entwurf eines Tariftreue- und 
Vergabegesetz Schleswig-Holstein –TTG hat der DGB in der schriftlichen 
Stellungnahme vom 17. November 2012 folgende Anmerkungen zur „Not-
wendigkeit eines ergänzenden Mindestlohngesetzes“ formuliert2:  
 

„Der Koalitionsvertrag der Regierungskoalition sieht auch einen Min-
destlohn für den öffentlichen Dienst vor. Dieser Aspekt findet im vor-
liegenden Entwurf eines Tariftreue- und Vergabegesetzes keine Be-
rücksichtigung.  
 
Der DGB hält es jedoch für notwendig, das im Gesetzesentwurf vor-
gesehene Mindestentgelt mit einem möglichst maximalen Geltungs-
bereich zur Anwendung kommen zu lassen und so einen Beitrag auf 
dem Weg zum Ziel eines allgemeinen Mindestlohnes zu leisten.  

                                                      
1 Eine entsprechende Zusage des Hamburger Senates für seine Beteiligun-
gen findet sich in der Drucksache des Senates an die Hamburgische Bürger-
schaft zum „Gesetz über den Mindestlohn in der Freien und Hansestadt 
Hamburg und zur Änderung des Hamburgischen Vergabegesetzes“, Druck-
sache 20/5901, S. 2. Zitat: „Darüber hinaus wird der Senat für Unternehmen 
mit Mehrheitsbeteiligung sicherstellen, dass diese Unternehmen Tarifbindun-
gen eingehen. Mitgliedsunternehmen der Arbeitsrechtlichen Vereinigung 
Hamburg e.V. sind bereits tarifgebunden. Für sonstige Beteiligungen wird 
sich der Senat konsequent dafür einsetzen, dass auch diese Unternehmen 
Tarifverträge abschließen.“ 
2 Schleswig-Holsteinischer Landtag, Umdruck 18/400. 
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Ergänzend zum vorliegenden Entwurf eines Tariftreue- und Verga-
begesetzes fordert der DGB deswegen die Verabschiedung eines 
Mindestlohngesetzes für das Land Schleswig-Holstein nach Bremer 
Vorbild. Die Inhalte dieses Gesetzes sind hinsichtlich der Höhe des 
Mindestlohnes und der regelmäßigen Anpassung einheitlich mit dem 
Tariftreue- und Vergabegesetz zu regeln.  
 
Im Rahmen dieses Gesetzes sind alle Möglichkeiten des Landesge-
setzgebers zur Verankerung eines möglichst flächendeckenden Min-
destlohns zu nutzen. Es muss den maximal möglichen Geltungsbe-
reich aufweisen und mindestens für den öffentlichen Dienst, alle öf-
fentlichen Unternehmen, die Vergabe von Konzessionen, Entgeltver-
einbarungen nach dem Sozialrecht für alle Empfänger von Zuwen-
dungen des Landes Schleswig-Holstein, der Kommunen sowie der 
öffentlichen Unternehmen gelten.“ 

 
 
Zur Frage der Verzahnung mit dem Tariftreue- und Vergabegesetz 
 
Der Landtag hat in diesem Jahr mit den Stimmen der Regierungskoalition ein 
vorbildliches Tariftreue- und Vergabegesetz beschlossen und damit bundes-
weite Maßstäbe gesetzt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich des Geltungsbe-
reiches des Gesetzes, der Tariftreueregelungen für den ÖPNV und der Höhe 
und Anpassung des vorgesehenen Mindestlohns. In anderen Bereichen des 
Gesetzes ist sehr weitgehend auf die Kritik der Arbeitgeber eingegangen 
worden. Dies betrifft insbesondere die Frage der Kontrollen und der sozialen 
Standards der Vergabe.  
 
Der DGB hält es für zwingend, eine Synchronisierung zwischen dem bereits 
durch den Landtag beschlossenen Tariftreue- und Vergabegesetz und dem 
geplanten Mindestlohngesetz vorzunehmen. So ist es zu vermeiden, dass für 
Schleswig-Holstein zwei unterschiedliche Mindestlöhne festgelegt werden, 
die nach unterschiedlichen Regeln und Kriterien angepasst werden. Die Syn-
chronisierung sollte sowohl hinsichtlich des Geltungsbereiches, der Höhe des 
Mindestlohns, des Verfahrens und der Kriterien der regelmäßigen Anpassung 
erfolgen.  
 
Darüber hinaus sollte der Landesgesetzgeber alle Möglichkeiten des Lan-
desmindestlohngesetzes nutzen, um einen möglichst flächendeckenden Min-
destlohn durchzusetzen. Der Grundsatz, dass kein Beschäftigter eines Emp-
fängers öffentlicher Mittel weniger verdienen sollte, als der am niedrigsten 
bezahlte Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, ist hochgradig nachvollzieh-
bar.  
 
 
Zur Frage des Geltungsbereichs 
 
Der DGB plädiert dafür, im Rahmen eines Landesmindestlohngesetzes alle 
Möglichkeiten des Landesgesetzgebers zur Verankerung eines möglichst flä-
chendeckenden Mindestlohns zu nutzen.  
 
Analog zu den bisherigen Mindestlohngesetzen in Bremen und Hamburg 
sieht der vorliegende Entwurf eines Mindestlohngesetzes für Schleswig-
Holstein Regelungen für alle Beschäftigten des Landes, alle Mehrheitsbeteili-
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gungen des Landes, vom Land überwiegend finanzierte Einrichtungen, Ein-
richtungen unter Aufsicht des Landes, Zuwendungsempfänger und für alle 
Leistungserbringer im Rahmen von Entgeltvereinbarungen nach dem Sozial-
recht vor. Diese Bereiche sind im Rahmen einer gesetzlichen Eigenverpflich-
tung problemlos zu regeln. Entsprechende Regelungen finden sich auch in 
den Mindestlohngesetzen der Länder Hamburg und Bremen.  
 
Zu klären wäre, ob die Zahlung des Mindestlohns auch als Voraussetzung für 
den Erhalt von Mitteln der Wirtschaftsförderung, von Beihilfen und Konzessi-
onen gesetzlich verankert werden kann. Hier bestände ggf. Nachbesse-
rungsbedarf am vorliegenden Gesetzesentwurf.  
 
Im Unterschied zu den bisherigen Mindestlohngesetzen in den Stadtstaaten 
Bremen und Hamburg kann ein Landesmindestlohngesetz in Schleswig-
Holstein auch Regelungen für die Kommunen des Landes treffen. Dies ist in 
Stadtstaaten nicht notwendig. Der DGB bittet ausdrücklich darum zu prüfen, 
ob das Landesmindestlohngesetz auch für die Kommunen, die kommunalen 
Unternehmen, die kommunalen Zuwendungsempfänger und die von den 
Kommunen getroffenen Entgeltvereinbarungen nach dem Sozialrecht gelten 
kann. Politisch ist dies aus Sicht des DGB zwingend notwendig. Insgesamt 
können so Glaubwürdigkeit und Nutzen eines Landesmindestlohngesetzes 
deutlich erhöht werden.  
 
 
Zur Frage der Konnexität  
 
Ansprüche der Kommunen auf finanzielle Ausgleiche durch das Land im 
Rahmen der „Konnexität“ sind aus Sicht des DGB nicht zu erwarten.  
 
Ein bürokratischer Mehraufwand entsteht nicht, da weder ein individueller 
Rechtsanspruch des bzw. der einzelnen Beschäftigten begründet wird, noch 
Kontrollen vorgesehen sind. Es wird vielmehr davon ausgegangen, dass die 
Einhaltung und Umsetzung des Gesetzes durch die Rechtstreue der Verwal-
tung gegeben ist.  
 
Bezüglich der Entlohnung der Beschäftigten der Kommunen sind – selbst bei 
einer Orientierung der Höhe des Mindestlohns an die unterste Entgeltgruppe 
des TV-L - keine Erstattungsansprüche zu erwarten. Die unterste Entgelt-
gruppe des aktuell geltenden Tarifvertrages TVöD–VKA für die Kommunen 
liegt aktuell oberhalb der niedrigsten Entgeltgruppe des TV-L. Die öffentli-
chen Unternehmen der Kommunen dürften ebenfalls in der Mehrzahl tarifli-
che Regelungen oberhalb der Mindestlohngrenze besitzen. Wo dies nicht der 
Fall ist, dürfte es fraglich sein, ob Erstattungsansprüche kommunaler Unter-
nehmen (nicht der Kommunen selbst!) gegenüber dem Land bestehen. Für 
Empfänger von Zuwendungen dürften sich keine Ansprüche auf höhere Zah-
lungen der Kommunen ergeben, da diese zeitlich befristet in Bescheiden 
festgelegt werden. Auch im Bereich der Entgeltvereinbarungen nach dem 
Sozialrecht sind keine höheren Kosten zu erwarten.3  

                                                      
3 Hinsichtlich der eventuell anfallenden Mehrausgaben empfiehlt sich die 
Lektüre des entsprechenden Abschnittes „Finanzielle Auswirkungen“ in der 
Drucksache des Hamburger Senates an die Bürgerschaft (Hamburgische 
Bürgerschaft, Drucksache 20/5901). Obwohl der Hamburger Senat sehr 
großzügige Ausgleichsregelungen für entstehende Mehrausgaben trifft, hal-



DeutscherDeutscherDeutscherDeutscher    

GeweGeweGeweGewerkrkrkrkschaftsbundschaftsbundschaftsbundschaftsbund    

    

28.06.13 
Seite 5    

 

Eventuell anfallenden Mehrkosten durch den Mindestlohn werden zudem 
durch Einsparungen im Bereich der Leistungen nach dem SGB II („Aufsto-
ckerinnen und Aufstocker“) und durch Steuermehreinnahmen im Bereich der 
Einkommens- und Umsatzsteuer zumindest teilweise kompensiert.  
 
Zu beachten ist in diesem Kontext auch, dass bei einer Gesetzesinitiative aus 
der Mitte des Landtages das Konnexitätsausführungsgesetz keine Anwen-
dung findet.  
 
 
Zu den vorgeschlagenen gesetzlichen Regelungen nimmt der DGB auf Basis 
dieser grundlegenden Anmerkungen im Einzelnen wie folgt Stellung:  
 
 
Zu §§ 2 und 3: „Mindestlohn für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
des Landes Schleswig-Holstein, der öffentlichen Unternehmen und Ein-
richtungen und der der Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger“ sowie „Mindestlohn bei Entgeltvereinbarungen im Sozial-
recht“  
 
Der DGB bittet darum, zu prüfen, ob die Zahlung des Mindestlohns auch als 
Voraussetzung für den Erhalt von Mitteln der Wirtschaftsförderung, von Bei-
hilfen und Konzessionen gesetzlich verankert werden kann und ob dies durch 
den vorliegenden Gesetzesentwurf hinreichend geregelt ist. Hier sollten im 
Interesse eines möglichst flächendeckenden Mindestlohns Regelungslücken 
vermieden werden.   
 
Im Rahmen der Synchronisierung mit dem Tariftreue- und Vergabegesetz 
wäre darüber hinaus eine Ausweitung des Geltungsbereiches auf die Kom-
munen, die kommunalen Unternehmen, die kommunalen Zuwendungsemp-
fänger und die von den Kommunen getroffenen Entgeltvereinbarungen nach 
dem Sozialrecht vorzunehmen. Politisch ist dies aus Sicht des DGB zwin-
gend notwendig. Auf diesem Wege könnten auch die Glaubwürdigkeit und 
der Nutzen eines Landesmindestlohngesetzes deutlich erhöht werden.  
 
 
Zu § 5 „Höhe des Mindestlohns“ 
 
Der Mindestlohn sollte es einer/m alleinstehenden Vollzeitbeschäftigten er-
möglichen, ohne weitere ergänzende Leistungen nach dem SGB II sei-
nen/ihren Lebensunterhalt bestreiten zu können. Dies ist nach Berechnungen 
des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Institutes in der Hans-Böckler-
Stiftung (WSI) der Fall, wenn bei einer 38-Stunden-Woche ein Mindestentgelt 
von 8,65 Euro in der Stunde gezahlt wird (8,25 Euro in der Stunde bei einer 
40-Stunden-Woche)4. Bundesweit fordern SPD, Grüne und Gewerkschaften 
einen Mindestlohn von mindestens 8,50 Euro in der Stunde.  
 
 
 

                                                                                                                              
ten sich diese insgesamt in Grenzen. Der Großteil der Hamburger Mehraus-
gaben entfällt auf Veränderungen im Vergaberecht.   
4 Schleswig-Holsteinischer Landtag, Umdruck 18/614, S. 10f. Zur Berech-
nung wurden Daten für die Landeshauptstadt Kiel herangezogen.  
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Der DGB spricht sich dafür aus, analog dem Tariftreue- und Vergabegesetz 
Schleswig-Holstein einen Mindestlohn von 9,18 Euro in der Stunde vorzuse-
hen. Dieser Wert ergibt sich aus der aktuell geltenden untersten Entgeltgrup-
pe des Tarifvertrages für die Landesbeschäftigten (TV-L). Zwei unterschiedli-
che Mindestlöhne in den Landesgesetzen Schleswig-Holsteins wären nicht 
sinnvoll.  
 
Der gesetzlich festgeschriebene Wert muss dabei eine verbindliche Grenze 
nach unten feststellen, die weder durch eine Verordnung oder eine andere 
Regelung unterboten werden darf.  
 
Ausdrücklich begrüßt der DGB die in Absatz 2 verankerte Regelung, dass die 
Landesregierung den Mindestlohn regelmäßig überprüfen und durch eine 
Verordnung erhöhen kann. Durch diese Dynamisierung kann eine schlei-
chende Entwertung des Mindestlohns verhindert werden. Wichtig ist, dass 
die Verordnungsermächtigung nur eine Erhöhung jedoch nicht eine Absen-
kung des Mindestlohns ermöglicht. Ähnliche Regelungen finden sich auch in 
den Mindestlohngesetzen in Hamburg und Bremen.  
 
Allerdings fehlt im Vergleich zum Bremischen Mindestlohngesetz eine Rege-
lung nach welchen Kriterien der Mindestlohn zu überprüfen ist5. In Hamburg 
finden sich entsprechende Ausführungen in der Begründung des Gesetzes6.  
Da sich der Mindestlohn im Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-
Holstein anders als in Hamburg oder Bremen an der untersten Entgeltgruppe 
des öffentlichen Dienstes orientiert, empfiehlt der DGB die entsprechende 
Regelung aus dem Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein im 
Rahmen der Vereinheitlichung der Regelungen zu übernehmen. Dies könnte 
beispielsweise im Rahmen eines neuen § 5 Absatz 3 geschehen, der die 
Formulierung aus § 20 TTG S-H aufgreift und der wie folgt lauten könnte:  
 

(3) Die Höhe des Mindestlohns orientiert sich an dem Grundentgelt 
der untersten im Landesdienst besetzten Entgeltgruppe des Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst der Länder in der jeweils geltenden 
Fassung.  
 

Durch eine derartige Regelung würde ein klarer Bezugsrahmen für die An-
passung des Mindestlohns gesetzt, die gesetzlichen Regelungen vereinheit-
licht und eine Konkurrenz zu den tarifvertraglichen Regelungen im öffentli-
chen Dienst verhindert werden.  
 
 
 
 
 

                                                      
5 § 3 Absatz 3 des Mindestlohngesetzes für das Land Bremen: „Die Anpas-
sung des Mindestlohns soll sich an der Lohn- und Einkommensentwicklung 
sowie an der Preissteigerung orientieren. Die Anpassung soll dem Ziel die-
nen, einer vollzeitbeschäftigten alleinstehenden Person den Lebensunterhalt 
durch Arbeitseinkommen zu sichern.“  
6 Hamburgische Bürgerschaft, Drucksache 20/5901, S. 15: „Der Senat soll 
sich bei der Überprüfung der Höhe des Mindestlohns an der Lohn- und Ein-
kommensentwicklung im öffentlichen Dienst sowie an der Preissteigerung 
orientieren.“  
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Zur Beteiligung der Sozialpartner an der regelmäßigen Anpassung des 
Mindestlohns 
 
Der DGB hält es für unabdingbar, dass die Gewerkschaften an der Überprü-
fung und Anpassung des Mindestlohnes beteiligt werden. Hierbei ist eine Be-
teiligung in unterschiedlicher Form möglich.  
 
Das Mindestlohngesetz für das Land Bremen sieht die Einrichtung einer Min-
destlohnkommission vor. Das Hamburgische Mindestlohngesetz verweist lei-
der nur in der Begründung zu § 5 Abs. 2 auf die Anhörung der „Wirtschafts- 
und Sozialpartner“.  
 
Für Schleswig-Holstein sind derartige Regelungen verzichtbar, wenn der 
Mindestlohn nach dem Landesmindestlohngesetz analog der Regelung im 
Tariftreue- und Vergabegesetz Schleswig-Holstein gestaltet wird. Mit der An-
bindung an die unterste Entgeltgruppe des Tarifvertrages der Länder und der 
vom DGB vorgeschlagenen Aufnahme eines § 5 Absatz 3 in das Landesmin-
destlohngesetz, wäre eine Beteiligung der Gewerkschaften indirekt über die 
Tarifverträge des öffentlichen Dienstes sichergestellt.  
 
Eine Beteiligung der privatwirtschaftlichen Arbeitgeber an der Festlegung ei-
nes Mindestlohns nach dem hier vorliegenden Gesetzesentwurf ist aufgrund 
des sehr beschränkten Geltungsbereiches, der sich im Wesentlichen auf den 
öffentlichen bzw. öffentlich finanzierten Sektor erstreckt, von geringerer Rele-
vanz.  
 
Der DGB bittet darum, seine Stellungnahme zu berücksichtigen. Für eine 
mündliche Anhörung stehen wir gerne zur Verfügung.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Olaf Schwede 




